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A. Problem 

Durch den Vertrieb von elektro-technischen Hörgeräten im Rei- 
segewerbe (ambulanter Handel) und im Versandhandel sind 
gesundheitsgefährdende Mißstände zumindest nicht mehr aus- 
zuschließen. Es ist umstritten, ob Hörgeräte schon jetzt unter 
das Vertriebsverbot für „elektro-medizinische Geräte" im Reise- 
gewerbe gemäß § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f der Gewerbeord- 
nung fallen, da sie möglicherweise nicht der Beseitigung oder 
Linderung von Krankheiten, Leiden oder Körperschäden dienen, 
sondern sich als Hörhilfen (Prothesen) zur Korrektur herabge- 
setzter Hörfähigkeit darstellen. 


B. Lösung 

Gesundheitspolitisch erforderlich ist daher eine ausdrückliche 
Erwähnung von elektrischen Hörgeräten in dem Verbotskatalog 
des § 56 Abs. 1 Nr. 1 der Gewerbeordnung. Es wird vorgeschla- 
gen, elektrische Hörgeräte unter die Ziffer 1 d der genannten 
Vorschrift am Ende aufzunehmen. Bei dieser Gelegenheit sollen 
die z. Z. ebenfalls in Nummer 1 Buchstabe d auf geführten Brillen 
und Bruchbänder der besseren Übersichtlichkeit wegen in die 
gegenwärtig „freie" Nummer 1 Buchstabe c übernommen wer- 
den. Dadurch wird optisch hervorgehoben, daß auch der Ver- 
trieb von Brillen und Bruchbändern im Reisegewerbe verboten 
ist. Bezüglich des Vertriebs Verbots von elektrischen Hörgeräten 
im Versandhandel ist die vorgeschlagene Änderung des § 3 
Abs. 2 des Gesetzes über die Berufsausübung im Einzelhandel 
erforderlich. 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Dr. Jungmann, Burger, Berding, Riedel 
(Frankfurt) und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zum Vertriebsv erbot elektro-technischer Hörgeräte im 
Reisegewerbe und Versandhandel 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

§ 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstaben c und d der Gewerbe- 
ordnung erhalten folgende Fassung: 

rr c) Brillen und Augengläser mit Ausnahme von 
Schutzbrillen, Bruchbänder, 

d) medizinischen Leibbinden, medizinischen Stütz- 
apparaten und Bandagen, orthopädischen Fuß- 
stützen, elektrischen Hörgeräten." 


Artikel 2 

In § 3 Abs. 2 des Gesetzes über die Berufsaus- 
übung im Einzelhandel vom 5. August 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1121), zuletzt geändert durch Gesetz 


vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 503), wird 
folgende Nummer 3 angefügt: 

rr 3. gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 2 dieses Gesetzes (Ver- 
sandhandel) Waren und Gegenstände vertrie- 
ben werden sollen, die der Korrektur von Hör- 
mängeln dienen (elektrische Hörgeräte)." 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 2) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 10. Dezember 1971 


Unterschriften umseitig 
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Begründung 


Die Annahme, daß ein Vertriebsverbot von Hör- 
geräten im Reisegewerbe (ambulanter Handel) auf 
§ 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f GewO gestützt werden 
könne, hat sich nun — wie aus zahlreichen Äuße- 
rungen der Gewerberechtsreferenten der Länder und 
des Bundes hervorgeht — als irrig erwiesen. In Son- 
derheit wird hier der Standpunkt vertreten, daß der 
Wille des Bundestages, Hörgeräte vom Vertrieb im 
Reisegewerbe auszuschließen, in der gegenwärtigen 
Fassung des § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f, nicht 
genügend konkretisiert sei und nur durch eine ein- 
deutig klarstellende Formulierung erreicht werden 
könne. An dieser Auffassung hält man unerschütter- 
lich fest mit der Begründung, daß maßgebend für 
die Auslegung einer gesetzlichen Vorschrift der in 
ihr zum Ausdruck kommende objektivierte Wille des 
Verordnungsgebers sei, so wie er sich aus dem 
Wortlaut der Gesetzesbestimmung und dem Sinn- 
zusammenhang ergebe, in dem sie stehe. Von der 
Sache her wird darüber hinaus argumentiert, daß 
mit der Formulierung des § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buch- 
stabe f, nur „elektromedizinische Geräte" erfaßt 
würden. Das seien aber hach der amtlichen Begrün- 
dung „elektrisch betriebene Geräte, die medizini- 
schen Zwecken dienen sollen". Hörgeräte verfolgten 
jedoch keine medizinischen Zwecke, weil sie nicht 
die Beseitigung oder Linderung von Krankheiten, 
Leiden oder Körperschäden dienten, sondern sich 
als Hörhilfen (Prothesen) zur Korrektur herabge- 
setzter Hörfähigkeit darstellten, wie dies gleicher- 
maßen auch bei den in § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c 
der Gewerbeordnung erwähnten Brillen der Fall 
sei, die nur als Sehhilfen (im Sinne von Prothesen) 
zum Ausgleich verminderter Sehfunktionen be- 
stimmt seien. 

Im übrigen vertritt die Fachärzteschaft die Auffas- 
sung, daß elektrische Hörgeräte unter „medizini- 
sche Geräte" zu subsumieren seien und daher in- 
soweit zwangsläufig dem Vertriebsverbot des § 56 
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f unterworfen sein würden. 
Doch unabhängig davon, welche dieser Interpreta- 
tionen auch absolut zutreffend ist, dürfte nach den 
vorangegangenen Darlegungen mit aller Deutlichkeit 
hervorgegangen sein, daß allein schon aus den mit 
der Anpassung der Hörgeräte verbundenen, stets am 
Menschen unmittelbar durchzuführenden Maßnah- 
men und Verrichtungen, sich der Vertrieb sowohl 
im Reisegewerbe als auch im Versandhandel ver- 
bietet. Diese Auffassung wird übrigens auch vom 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit vertreten. 

Es würde zudem ein bemerkenswerter Widerspruch 
in sich selbst sein, wenn einerseits Hörgeräte im 


Reisegewerbe und Versandhandel durch sachunkun- 
dige Personen unter sachwidrigen Verhältnissen ab- 
gegeben werden könnten, gleichzeitig zum anderen 
aber im Interesse einer systematischen Aus- und 
Fortbildung der Hörgeräte-Akustiker in Lübeck ein 
„Ausbildungszentrum" errichtet würde, das sich als 
ein aus technischer Sicht recht aufwendiges ca. 3,5 
Millionen DM Investitionskosten erforderndes Ob- 
jekt zudem nach beträchtlichen finanziellen Zuwen- 
dungen des Bundes, des Landes Schleswig-Holstein, 
der Bundesanstalt für Arbeit auch einer Reihe wei- 
terer öffentlicher und privater Stellen erfreut. Ge- 
rade der Aufbau dieses Instituts ist ein Beweis mehr 
für die Richtigkeit der Erwägung, daß angesichts 
der rasanten technischen Entwicklung auf dem Ge- 
biet der Hörgeräte-Konstruktion und den sie aus- 
lösenden erhöhten spezifischen, sehr differenzierten 
Anforderungen im Bereich von Anpassung, Instand- 
haltung und Instandsetzung der Hörgeräte eine de- 
zidierte Schulung und Weiterbildung des Hörgeräte- 
Akustikers eine conditio sine qua non sind. 

Ein so erheblicher Aufwand für das erwähnte Pro- 
jekt würde auch amtlicherseits sicher nicht getrieben 
und gefördert werden, wenn man nicht davon über- 
zeugt wäre, daß die Ausübung des Hörgeräte- 
Akustiker-Handwerks nur durch sachkundige Per- 
sonen und nur im Rahmen eines „stehenden Ge- 
werbebetriebes" erfolgen kann und darf. 

Die gleichen Argumente, die für ein Vertriebsver- 
bot von Hörgeräten im Reisegewerbe angeführt 
werden, gelten — wie bereits mehrfach gesagt — 
auch für den Vertriebsweg „Versandhandel". Mit 
Rücksicht darauf, daß die gesetzlichen Bestimmun- 
gen, die diesen Wirtschaftsbereich erfassen, dem 
„Gesetz über die Berufsausübung im Einzelhandel 
vom 5. August 1957 nebst Änderungen" zugeordnet 
sind, bedarf es der beantragten Änderung auch die- 
ses Gesetzes. Denn es genügt hier jedenfalls in 
keiner Weise, daß etwa sachkundige Personen am 
Sitz des Versandunternehmens tätig sind, es muß 
vielmehr sichergestellt werden, daß eine ordnungs- 
gemäße Anpassung am Wohnort des Hörbehinder- 
ten durchgeführt wird. Im übrigen geht hier die 
Auffassung des Handelsreferates des BMWi völlig 
an den Tatsachen vorbei, wenn es sagt: „bei den in 
Rede stehenden Hörgeräten handelt es sich um 
ärztliche Hilfsmittel i. S. von § 4 Abs. 2 EHG mit 
den sich hieraus ergebenden Konsequenzen im Hin- 
blick auf die Sachkunde". In der Tat hieße es dem 
Sprachgebrauch Gewalt antun, wollte man Hörgeräte 
als „ärztliche Hilfsmittel" interpretieren. Das sind 
sie unzweifelhaft ebensowenig wie etwa Brillen. 
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